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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Hamburg 
Fachgruppen Berufsbildende Schulen




Fachgruppenvorstände

Informationen – Aktionen                                  02.April 03


SUPER-GAU für BERUFSSCHULEN
Trotz aller Dementis: die BBS plant die Privatisierung aller Beruflichen Schulen in Hamburg. Direkt vor den Ferien ließ Senator Lange die Katze aus dem Sack: Er begrüße die Bereitschaft der hamburgischen Wirtschaft, sich noch stärker als bisher  für die Berufsbildung in die Verantwortung zu begeben. Die Beruflichen Schulen sollen in Zukunft aus dem Kontext staatlicher Schulen herausgelöst und als Stiftung öffentlichen Rechts wie ein Unternehmen geführt werden. Die unternehmerische Leitung soll die Wirtschaft erhalten und nach dem Willen des Senators den Vorstand der Stiftung mehrheitlich übernehmen. Im Aufsichtsrat (dem Kontrollorgan) sollen Staat und Wirtschaft jeweils mit 50% vertreten sein. Den Vorsitz des Aufsichtsrats erhält ein Behördenvertreter, der in Pattsituationen doppeltes Stimmrecht bekommen soll. Damit glaubt man dem Artikel 7 des Grundgesetzes, „Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates“, Genüge getan zu haben. Um ganz sicher zu gehen, dass alle zukünftigen Entscheidungen den Vorstellungen der Wirtschaft entsprechen, soll sie zukünftig Veto-Recht (!) im operativen Bereich bekommen. Was genau darunter zu verstehen ist, wissen wir noch nicht, denn das erarbeitete Modell wird zur Zeit immer noch geheim gehalten. 

Dieser Schritt – einen Teil des staatlichen Schulwesens in Gänze einer Interessengruppe auszuliefern – übertrifft in seiner Radikalität deutlich alle bisherigen reaktionären bildungspolitischen Vorhaben dieser Regierung und ist in Deutschland einmalig. Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass hier ein Versuch gestartet wird, der als Vorbild für andere Bundesländer und auch für andere Schulformen gedacht ist.

Was tun?
1. Diese Privatisierung bewegt sich am Rande der Verfassungswidrigkeit. Die GEW hat ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben, um eine Klage vorzubereiten.

2. Die Empörung der BerufsschulkollegInnen muss auf die Straße und in die Öffentlichkeit getragen werden. Für den 16. April organisieren die Fachgruppen Handel und Gewerbe einen Autokorso, der ihren Protest vor Handels- und Handwerkskammer und BBS demonstrieren soll. Die DGB-Jugend wird sich ebenfalls beteiligen.

3. Die GEW Hamburg strebt ein Bündnis für Berufsbildung an, um eine Privatisierung der staatlichen Berufsschulen zu verhindern. Über eine Volksinitiative „Bildung ist keine Ware“ bis zu einemVolksentscheid wollen wir dieses Ziel erreichen. 

Privatisierung?

Die BBS-Vertreter negieren, dass es sich bei ihrem Vorhaben um Privatisierung handelt. Sie ziehen sich auf eine rein juristische Definition zurück, die von Privatisierung nur dann spricht, wenn staatliche Bereiche in privatrechtliche Unternehmensformen überführt werden, z.B. in eine GmbH (sogar dann, wenn der Staat 100%ig Eigentümer bleibt). Auch diese Form der Privatisierung ist von der Behörde und der Wirtschaft erwogen worden, ist aber u.a. deshalb nicht möglich, weil ein Unternehmen mit privater Rechtsform nicht Dienstherr sein kann und deshalb keine Beamten einstellen darf. Eine Stiftung öffentlichen Rechts ist dafür geeignet. Im politischen Kontext spricht man immer dann von Privatisierung, wenn Aufgabenbereiche des Staates aus seinem direkten Organisationsbereich ganz oder teilweise herausgenommen werden. Das Vorhaben bei den Beruflichen Schulen ist dementsprechend sogar als ein sehr weitgehendes Privatisierungsvorhaben einzustufen.

Von der Volksinitiative über das Volksbegehren zum Volksentscheid

Volksinitiative: 10.000 Unterschriften von Wahlberechtigten in Hamburg innerhalb von 6 Monaten sind nötig, um ein Volksbegehren über einen Erlass, eine Änderung oder Aufhebung eines Gesetzes durchzuführen.

Volksbegehren: 5% der Wahlberechtigten (ca. 60.000) müssen sich innerhalb von 2 Wochen eintragen, um einen Volksentscheid zu beantragen.

Volksentscheid: Die Mehrheit der Bürger, mindestens 20% (ca. 240.000), müssen für den Vorschlag der Initiative stimmen, um ihn wirksam werden zu lassen. 

Aufruf zur nächsten Aktion:

Autokorso

Am Mittwoch, den 16.04.03 ab St Pauli Fischmarkt Große Elbstraße. 

Sammeln 15.00 Uhr, Abfahrt 15.30 Uhr

Die Route: Handwerkskammer, Handelskammer zur BBS

Vorschlag: 

· Jede Berufsschule führt ab 14.00 Uhr in der Schule eine Lehrerversammlung durch

· Jede Schule „dekoriert“ ihre Autos mit Plakaten, Schulnamen und Slogans

· Jede Schule fährt gemeinsam zum Treffpunkt St. Pauli Fischmarkt
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